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1. Steuerliche Behandlung betrieblich und be-
ruflich veranlasster Auslandsreisen ab 1.1.2016

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben 
vom 9.12.2015 die Pauschbeträge für Verpflegungs-
mehraufwendungen und Übernachtungskosten für be-
ruflich und betrieblich veranlasste Auslandsdienstreisen 
ab 1.1.2016 bekannt gemacht. Diese finden Sie auf der 
Internetseite des BMF unter: http://www.bundesfinanz-
ministerium.de und dort unter Service -> BMF-Schrei-
ben.

Dabei ist bei eintägigen Reisen in das Ausland der entspre-
chende Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes im Aus-
land maßgebend. Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen 
Staaten gilt für die Ermittlung der Verpflegungspauscha-
len am An- und Abreisetag sowie an den Zwischentagen  

(Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) Folgendes:

 � Bei der Anreise vom Inland in das Ausland oder vom 
Ausland in das Inland jeweils ohne Tätigwerden ist 
der entsprechende Pauschbetrag des Ortes maßge-
bend, der vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht wird.

 � Bei der Abreise vom Ausland in das Inland oder vom 
Inland in das Ausland ist der entsprechende Pausch-
betrag des letzten Tätigkeitsortes maßgebend.

 � Für die Zwischentage ist in der Regel der entspre-
chende Pauschbetrag des Ortes maßgebend, den 
der Arbeitnehmer vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht.

Schließt sich an den Tag der Rückreise von einer mehr-
tägigen Auswärtstätigkeit zur Wohnung oder ersten 
Tätigkeitsstätte eine weitere ein- oder mehrtägige Aus-
wärtstätigkeit an, ist für diesen Tag nur die höhere Ver-
pflegungspauschale zu berücksichtigen.
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Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder 
ist der für Luxemburg geltende Pauschbetrag, für nicht 
erfasste Übersee- und Außengebiete eines Landes ist 
der für das Mutterland geltende Pauschbetrag maßge-
bend.

Bitte beachten Sie! Die Pauschbeträge für Übernach-
tungskosten sind ausschließlich in den Fällen der Arbeit-
gebererstattung anwendbar. Für den Werbungskosten-
abzug sind nur die tatsächlichen Übernachtungskosten 
maßgebend; dies gilt entsprechend für den Betriebsaus-
gabenabzug.

2. Kürzung der „außergewöhnlichen Belastun-
gen“ um zumutbare Belastung verfassungsge-
mäß

Krankheitskosten können nach dem Einkommensteuer-
gesetz zwar grundsätzlich als außergewöhnliche Belas-
tung bei der Einkommensteuer berücksichtigt werden 
– aber nur so weit sie die sog. „zumutbare Belastung“ 
überschreiten.

Die Kürzung um die zumutbare Belastung war Thema 
zweier vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ausgefochtener 
Urteile. In den entschiedenen Fällen hatten Steuerpflich-
tige Krankheitskosten – Aufwendungen für Zahnreini-
gung, Laboratoriumsmedizin, Zweibettzimmerzuschläge 
sowie für Arztbesuche und Zuzahlungen für Medikamen-
te (Praxis- und Rezeptgebühren) – als außergewöhnliche 
Belastungen im Rahmen ihrer Einkommensteuererklä-
rung geltend gemacht. Sie waren der Auffassung, dass 
die Aufwendungen zwangsläufig entstanden und von 
Verfassung wegen – ohne Berücksichtigung einer zu-
mutbaren Belastung – abzuziehen sind, weil sie Teil des 
einkommensteuerrechtlich zu verschonenden Existenz-
minimums sind.

Der BFH stellte jedoch in seinen Entscheidungen vom 
2.9.2015 dazu fest, dass es nicht von Verfassung wegen 
geboten ist, bei der einkommensteuerrechtlichen Be-
rücksichtigung von Krankheitskosten als außergewöhn-
liche Belastungen auf den Ansatz einer zumutbaren 
Belastung zu verzichten. Es sei grundsätzlich erlaubt, 
Versicherte zur Entlastung der Krankenkassen und zur 
Stärkung des Kostenbewusstseins in Form von Zuzahlun-
gen zu beteiligen, soweit dies dem Einzelnen finanziell 
zumutbar ist.

3. Ermittlungen wegen des Verdachts der Steu-
erhinterziehung bei „Rechnungssplitting“

Nach einer Pressemitteilung des Landesamtes für Steu-
ern Rheinland-Pfalz durchsuchten Steuerfahnder Zulie-
ferfirmen von Weinbaubetrieben wegen des Verdachts 
der Steuerhinterziehung durch Winzer. Dort erwarben 
Winzer ihre Korken und sonstige Weinverschlüsse im 
Wege eines sog. „Rechnungssplittings“, bei dem ein Teil 
der Ware mit Anschrift und Kundenkonto des Winzers 
berechnet und ein anderer Teil als anonymer Barverkauf 
abgewickelt wurde. Die daraus gewonnenen Erkenntnis-
se führten zur Aufdeckung von Steuerstraftaten.

Bitte beachten Sie! Selbstanzeigen sind, solange die Steuer-
hinterziehung als nicht entdeckt gilt, noch möglich und füh-
ren nach Zahlung der Steuerschuld zur Straffreiheit. Da die 
Ermittlungen andauern, ist damit zu rechnen, dass sich die 
Zahl der Verfahren erhöhen wird. Das Erstellen einer Selbst-
anzeige ist mit hohen rechtlichen Anforderungen verbun-
den. Lassen Sie sich im Bedarfsfall daher unbedingt beraten!

Anmerkung: 

Anmerkung: Nach Auffassung des BFH ist es auch 
verfassungsrechtlich nicht geboten, auf den Ansatz 
der zumutbaren Belastung zu verzichten. Denn zum 
verfassungsrechtlich zu achtenden Existenzminimum 
gehören solche Zuzahlungen nicht, weil auch Sozialhil-
feempfänger solche zu leisten haben.^
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4. Automatischer Austausch von Informationen 
über Finanzkonten ab 2016 tritt in Kraft

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 18.12.2015 
dem Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 
29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden über 
den automatischen Austausch von Informationen über 
Finanzkonten und zur Änderung weiterer Gesetze zuge-
stimmt.

Die Finanzverwaltungen der Vertragsstaaten können 
länderübergreifend steuerrelevante Informationen aus-
tauschen, um der zunehmenden Anzahl von Möglich-
keiten zur Steuerverkürzung wirksam zu begegnen. Die 
Finanzinstitute haben dem Bundeszentralamt für Steu-
ern die Daten jeweils zum 31. Juli eines Jahres für das 
vorhergehende Kalenderjahr zu übermitteln; beginnend 
zum 31.7.2017 für 2016. Die Schweiz und Österreich ha-
ben erst 2018 für das Jahr 2017 die ersten Informatio-
nen zugesagt.

Bei den Gesetzen handelt es sich um den automatischen 
Austausch von Informationen über Auslandskonten von 
Privatpersonen. Damit soll es möglich werden, entspre-
chende Finanzdaten mit anderen Ländern automatisch 
auszutauschen.

Deutschland und 50 weitere Staaten hatten sich Ende 
Oktober 2014 in einem globalen Abkommen verpflich-
tet, sich ab Herbst 2017 gegenseitig über Auslandskonten 
von Privatpersonen zu informieren. Durch das Abkom-
men sollen auch Banken und Finanz institute verpflichtet 
werden, Informationen über Zinsen, Dividenden, Gutha-
ben auf Konten oder Erlöse aus dem Verkauf von Finanz-
vermögen einer Behörde zu melden. Zwischenzeitlich ist 
die ZahI der teilnehmenden Staaten auf über 60 ange-
stiegen. Dazu gehören auch die Cayman lslands, die Ka-
nalinsel Jersey, Liechtenstein und die Schweiz.

Mitgeteilt werden müssen Name, Anschrift, Steueri-
dentifikationsnummer sowie Geburtsdaten und -ort 
jeder meldepflichtigen Person, die Kontonummer, die 

Jahresenddaten der Finanzkonten sowie gutgeschrie-
bene Kapitalerträge.

5. Keine Wertminderung bei VW-Autos

Die vermeintliche Wertminderung eines Autos durch 
erhöhte Abgaswerte wie im Fall von Volkswagen kann 
nach Aussage der Bundesregierung nicht im Rahmen 
einer Einkunftsart als Betriebsausgabe oder Werbungs-
kosten geltend gemacht werden. Für Steuerpflichtige 
sind „abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens mit den Anschaffungskosten vermindert um die 
Absetzungen für Abnutzungen anzusetzen“, heißt es in 
einer Pressemitteilung vom 28.12.2015.

Ist der Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauern-
den Wertminderung niedriger, so kann dieser angesetzt 
werden. Da der VW-Konzern jedoch angekündigt hat, 
dass alle von dem Abgasskandal betroffenen Fahrzeuge 
nachgebessert würden und der Mangel damit behoben 
werde, handele es sich, wenn überhaupt objektiv eine 
Wertminderung dargestellt werden könne, nur um einen 
vorübergehenden Sachverhalt. Aus demselben Grund 
kommt auch eine Absetzung für außergewöhnliche tech-
nische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht in Betracht.

6. Verdeckte Gewinnausschüttungen lösen  
keine Schenkungsteuer aus

Eine verdeckte Gewinnausschüttung in Form von über-
höhten Mietzahlungen stellt keine Schenkung dar. Dies 
hat das Finanzgericht Münster (FG) mit Urteil vom 
22.10.2015 entschieden.

Im entschiedenen Fall war ein Steuerpflichtiger Ge-
schäftsführer einer GmbH, deren Alleingesellschafterin 
seine Ehefrau ist. Er vermietete ein Grundstück und ver-
schiedene Maschinen an die GmbH zu einem – wie sich 
nach einer Betriebsprüfung herausstellte – überhöhten 
Mietpreis. Dies führte zum Ansatz verdeckter Gewinn-
ausschüttungen in den Körperschaftsteuerbescheiden 
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der GmbH. Das Finanzamt nahm in Höhe der verdeckten 
Gewinnausschüttungen zudem freigiebige Zuwendun-
gen der GmbH an den Steuerpflichtigen an und setzte 
diesbezüglich Schenkungsteuer fest.

Hiergegen wandte sich der Steuerpflichtige erfolgreich 
mit dem Argument, dass eine steuerliche Doppelbe-
lastung vorliegt. Das FG gelangte zu der Überzeugung, 
dass die Schenkungsteuer nur freigiebige Zuwendungen 
erfasse, nicht hingegen Vermögensvorteile, die durch 
eine Erwerbshandlung am Markt erzielt werden und 
deshalb der Einkommensteuer unterliegen.

Die Mietzahlungen stellten jedoch beim Steuerpflichti-
gen in voller Höhe Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung dar. Da hierauf Einkommensteuer anfällt, 
dürfen die Beträge nicht erneut der Schenkungsteuer 
unterworfen werden.

 
7. Sozialversicherungspflicht des  
GmbH-Gesellschafters

Das Bundessozialgericht (BSG) hatte bereits in 2 Urteilen 
vom 29.8.2012 ausgeführt, dass ein vertraglich beste-
hendes Weisungsrecht – auch wenn es tatsächlich nicht 
ausgeübt wird – bedeutsam für die Abgrenzung von Be-
schäftigung und Selbstständigkeit ist.

Nach neuer Auffassung des BSG ist dem Sozialversiche-
rungsrecht eine bloße „Schönwetter-Selbstständigkeit” 
fremd, die nur so lange gilt, wie keine Konflikte auftre-
ten. Im Konfliktfall ist allein entscheidend, was vertrag-
lich vereinbart wurde. Danach gilt für die Praxis: 
Maßgebend für die sozialversicherungsrechtliche Be-
urteilung ist die abstrakte Rechtsmacht.

Nunmehr nimmt das BSG in 3 weiteren Urteilen vom 
11.11.2015 zur Sozialversicherungspflicht von GmbH-
Gesellschaftern (GG) Stellung. Darin heißt es u. a.: Allein 
weitreichende Entscheidungsbefugnisse machen einen 
GG nicht zu einem Selbstständigen. Die Annahme eines 
solchen eigenen Unternehmerrisikos ist nicht allein des-
halb gerechtfertigt, weil für die GmbH hohe Darlehens-
verbindlichkeiten eingegangen und eine weitere Darle-
hensforderung gegen die GmbH erworben wurde.

Dass ihm von seiner Ehefrau (= Mehrheitsgesellschaf-
terin und Alleingeschäftsführerin) GmbH-Stimmrechte 
übertragen wurden, ist unbeachtlich, weil nach dem 
gesellschaftsrechtlichen Abspaltungsverbot das Stimm-
recht eines Gesellschafters nicht ohne den dazugehöri-
gen Geschäftsanteil übertragen werden kann. Insgesamt 
verhält es sich daher so, dass der jeweilige Mehrheitsge-
sellschafter – insbesondere im Konfliktfall – jeweils wie-
der über sein Stimmrecht verfügen und den GG in der 
Gesellschafterversammlung überstimmen konnte.Anmerkung: 

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof aus 
Gründen der Rechtsfortbildung zugelassen. Diese ist 
dort unter dem Aktenzeichen II R 54/15 anhängig.

Anmerkung: 
Das BSG misst einer nur auf Zeiten eines harmoni-
schen Zusammenwirkens unter Familienmitgliedern 
beschränkten „Schönwetter-Selbstständigkeit“ aber 
sozialversicherungsrechtlich keine entscheidende 
Bedeutung zu. Ebenso ist es danach irrelevant, wenn 
geltend gemacht wird, trotz fehlender gesellschafts-
rechtlicher Befugnisse sei der GG aufgrund seiner 
Fachkenntnisse und Stellung „Kopf und Seele“ der 
GmbH.
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8. Bauabzugsteuer für Photovoltaikanlagen  
ab 2016

Vergütungen für Bauleistungen, die im Inland gegenüber 
einem Unternehmer oder einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts erbracht werden, unterliegen der 
sog. Bauabzugsteuer. Der Leistungsempfänger ist ver-
pflichtet, vom Rechnungsbetrag 15 % einzubehalten und 
an das Finanzamt abzuführen, es sei denn, ihm liegt eine 
gültige Freistellungsbescheinigung vor oder die gesamte 
Leistung im laufenden Kalenderjahr übersteigt voraus-
sichtlich nicht die Freigrenze von 5.000 € (bzw. 15.000 € 
bei ausschließlich steuerfreien Umsätzen). Die Verpflich-
tung zum Steuerabzug entsteht in dem Zeitpunkt, in dem 
die Leistung erbracht wird.

Unter Bauleistung sind alle Leistungen zu verstehen, die 
der Herstellung, Instandsetzung oder Instandhaltung, 
Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen. 
Nach einer Verfügung des Bayerischen Landesamtes für 
Steuern stellt auch die Installation einer Photovoltaikan-
lage an oder auf einem Gebäude eine Bauleistung dar. 
Auch die Aufstellung einer Freilandphotovoltaikanlage 
kann den Bauleistungsbegriff erfüllen.

Fälligkeitstermine 

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 

10.02.2016

Sozialversicherungsbeiträge 
 
25.02.2016

Basiszinssatz

nach § 247 Abs. 1 BGB massgeblich für die 
Berechnung von Verzugszinsen 

seit 01.01.2015 = - 0,83 % 
01.07. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
01.01 – 30.06.2014 = - 0,63 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet 
unter: http://www.bundesbank.de/Basiszins-
satz 

Verzugszinssatz 
(ab 1.1.2002: § 288 BGB)  

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  
(bis 28.07.2014):  
Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  
(ab 29.07.2014):  
Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
2010 = 100

2015: November = 107,1;Oktober = 107,0; 
2015: September = 107,0; August = 107,2; 
Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 
107,0; März 107,0; Februar = 106,5; Januar = 
105,5

2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; 
Oktober = 106,7; September = 107,0;  
August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7;  
Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7;  
Februar = 106,4; Januar = 105,9

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im 
Internet unter: www.destatis.de
 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.  
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Anmerkung: 
An der bisher anders lautenden Auffassung, dass Pho-
tovoltaikanlagen als Betriebsvorrichtungen nicht den 
Begriff des Bauwerks erfüllen, wird nicht mehr festge-
halten. Die nunmehr geltende Rechtsauffassung wird 
grundsätzlich in allen offenen Fällen angewendet. Für 
Fälle bis zum 31.12.2015 (Zeitpunkt der Entstehung 
der Bauabzugsteuer) soll es jedoch nicht beanstan-
det werden, wenn ein Abzug der Bauabzugsteuer 
oder das Anfordern einer Freistellungsbescheinigung 
unterbleibt.
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